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Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDUICSU und FDP 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 11/7103, 11/8118 - 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1 a einge-
führt: 

„1 a. Dem § 1 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

(7) In Fällen besonderer Härte, insbesondere durch Tod eines 
Elternteils, kann von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 
und 4 abgesehen werden." 

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion  

Mischnick und Fraktion 

Begründung 

Es ist notwendig, das Bundeserziehungsgeldgesetz um eine 
Härtefallregelung zu ergänzen. In Fällen, in denen auf Grund 
außergewöhnlicher Lebensumstände die Erziehung und Betreu- 
ung des Kindes nicht durch den Personensorgeberechtigten selbst  

Wahrgenommen werden kann, sollte, unter Aufrechterhaltung der 
Bindung des Erziehungsgeldes an das Personensorgerecht, eben- 
falls Erziehungsgeld gewährt werden können. Dieses Anliegen 
wird durch die Ausnahmeregelung erfüllt. Zugleich wird vermie

-

den, daß als Hilfskonstruktion in Einzelfällen versucht werden 
muß, das Personensorgerecht teilweise und zeitweise auf andere 
Personen zu übertragen, wie z. B. auf Großeltern, die in der Not-
situation die Betreuung des Kindes übernehmen. 




